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Vorwort 
 
 
 
 
Seit einigen Jahren erhalten Berufsgewerkschaften verstärkt öffentliche Aufmerksamkeit: 
Kleine, aber mächtige Verbände, die Berufsgruppen wie Lokführer, Ärzte oder Piloten 
organisieren, kündigen ihre Kooperation mit den Großgewerkschaften des DGB auf und 
setzen mit ihren Streiks die Arbeitgeber erheblich unter Druck.  

Dieses Buch greift das Phänomen des Wandels von Berufsverbänden zu eigenständi-
gen Tariforganisationen und dessen Ursachen auf. Es handelt sich dabei um die erste empi-
rische Studie, die sich mit den Aktivitäten der Berufsverbände befasst. Zugleich suchen wir 
nach Antworten auf die Fragen zu den übergreifenden Veränderungen der deutschen Ar-
beitsbeziehungen: Was sind die wesentlichen Elemente des Wandels des deutschen Ge-
werkschaftsmodells und welche Konsequenzen resultieren daraus für dessen Funktions- 
und Leistungsfähigkeit? Befindet sich Deutschland auf dem Weg in eine Streikrepublik? 
Wird die Verbandslandschaft weiter zersplittern und neue konkurrierende Gewerkschaften 
hervorbringen? Das deutsche Gewerkschaftsmodell wandelt sich – aber wohin geht die 
Reise? 

Höchste Zeit, die „neue“ Konkurrenz und das Phänomen der Vergewerkschaftung von 
Berufsverbänden näher zu untersuchen. Denn, so zeigt die Studie, so neu sind diese Kon-
kurrenten gar nicht. Bereits seit vielen Jahren existieren unterschiedliche Organisationsty-
pen neben den dominanten Industrie- und Branchengewerkschaften des DGB. Neu ist auch 
nicht der Anspruch auf eigenständige tarifpolitische Mitgestaltung durch Verbände wie die 
der Lokführer, Ärzte oder Piloten. Neu ist, dass sie diesen Anspruch durchsetzen. Mit die-
ser Forschungsarbeit wird aber auch nachvollziehbar, warum die Transformation von Be-
rufsverbänden zu eigenständigen Tarifakteuren in Deutschland weder zwangsläufig noch 
zufällig verlaufen ist. 

Dass diese Studie nun vorliegt, ist auch den Interviewpartnern aus den Verbänden zu 
verdanken, die sich sehr kooperativ zeigten. Ohne sie, wäre ein solch fundierter Einblick in 
Entwicklung, Struktur und Handeln der untersuchten Organisationen nicht möglich gewe-
sen. Finanziell und ideell wurden wir durch die Hans Böckler Stiftung unterstützt. Auch der 
wissenschaftliche Projektbeirat war während unseres Forschungsprozesses ein verlässlicher 
Begleiter. Ganz besonderen Dank schulden wir den Wissenschaftlern Reinhard Bahnmüller, 
Berndt Keller und Hans-Peter Müller, die uns während des gesamten Projektes mit Kritik 
und Anregungen hilfreich zur Seite gestanden haben. Um die umfangreichen Daten zu 
erheben, war die Hilfe von Laura Blees, Hanna Martin, Hannah Schroeder, Jacqueline  
Andres und Sandra Hey unerlässlich. 
 

 
 

Wolfgang Schroeder, Viktoria Kalass, Samuel Greef 
Potsdam/Köln/Kassel, Februar 2011 
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1 Klaus Stuttmann, 18.11.2007, www.stuttmann-karikaturen.de (abgerufen am: 28.10.2010). 
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1 Einleitung: Berufsgewerkschaften fordern DGB und 
Arbeitgeber heraus 

 

„Wir tragen den Namen GDL. Wir tragen noch ’nen guten Namen, weil das ist immer noch 
im Hinterkopf, der Sieg von der GDL 2007. […] Die GDL ist […] sich über diesen Erfolg gar 
nicht bewusst gewesen. Was sie damit ausgelöst hat in Deutschland, in Gesamtdeutschland.“ 
(Gerd-Reiner Giese, Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer (GDL) Betriebsgruppe Stadt-
verkehr Berlin)2 
 
 

Der Lokführerstreik vom Spätsommer 2007 hat in weiten Teilen der Bevölkerung für Auf-
sehen gesorgt. Züge standen still, Reisende warteten auf Bahnsteigen oder waren vorsorg-
lich bereits auf andere Transportmittel umgestiegen, weil die Lokführer3 ihre Arbeit nieder-
gelegt hatten und einen eigenen, berufsspezifischen Tarifvertrag forderten. Die Tageszei-
tungen waren voll von Berichten zu Ablauf und Hintergründen des Streiks. Im Sommer 
2006 hatten die Ärzte ihre Arbeit niedergelegt, wie wenige Jahre zuvor bereits die Piloten. 
Der Lokführerstreik verursachte allerdings einen Presserummel bislang ungekannten Aus-
maßes. Das Phänomen berufsgewerkschaftlicher Streiks war im deutschen Modell bis dato 
vergleichsweise unbekannt, schien jedoch vor dem Hintergrund der Arbeitskämpfe der 
Ärzte und Piloten und des nun stattfindenden Lokführerstreiks plötzlich an Relevanz zu 
gewinnen. Zugleich startete auch eine wissenschaftliche Debatte über die Ursachen und 
Konsequenzen dieser Entwicklung. So spekulierte Wolfgang Streeck (2006b: 151), Direk-
tor des Max-Planck-Instituts für Gesellschaftsforschung, über das Aufkommen einer neuen 
„Arbeitnehmeraristokratie“, wenn sich einzelne Gruppen – aus einer Position der Stärke 
heraus – aus dem Solidaritätsverbund des Deutschen Gewerkschaftsmodells verabschiede-
ten. Im Zuge des Lokführerstreiks fragte der Konstanzer Politikwissenschaftler Berndt 
Keller (2008b), ob wir Zeugen einer „Renaissance von Berufsverbänden“ werden.  

Das Phänomen, das hier mit dem Begriff der Spartengewerkschaften umschrieben 
wird, scheint auf einen nachhaltigen Wandel der Arbeitsbeziehungen hinzudeuten. Zuvor 
weitgehend unbekannte, auf berufs- und standespolitische Interessenvertretung konzentrier-
te Verbände traten urplötzlich als Gewerkschaften auf und formulierten offensive Tariffor-
derungen von 30 Prozent und mehr. Daneben sahen die Einheits- und Branchengewerk-
schaften, die bislang bei Lohn- und Arbeitsbedingungen Ton und Marschrichtung angege-
ben und in der Regel mit Blick auf Beschäftigungssicherung und Standorterhalt moderate 
Tarifforderungen formuliert hatten, auf einmal alt aus. Pressestimmen zeichneten ein Bild 
von wendigen und windschnittigen Schnellbooten unter beruflicher Flagge, die mühelos an 
den großen und etablierten, zugleich aber schwerfällig anmutenden Tankern vorbeizuzie-
hen. Dafür erhielten sie teils verhaltene, teils offene Zustimmung. „Wächst vielleicht in 
Zeiten, in denen Arbeitslosigkeit, Niedriglöhne und Unsicherheit für immer mehr Men-
schen zum Leben gehören, die Sympathie für jene, die für bessere Arbeit kämpfen?“ 
(Schulte 2007), gab ein Kommentator der „taz“ zu bedenken, während eine andere Kom-

                                                           
2 Interview GDL (9) vom 10.09.2010. 
3 Zur Verbesserung der Lesbarkeit wird in diesem Buch ausschließlich die männliche Form verwendet. Diese 
impliziert aber immer auch die weibliche Form. 

W. Schroeder et al., Berufsgewerkschaften in der Offensive, DOI 10.1007/978-3-531-92880-7_1,
© VS Verlag für Sozialwissenschaften | Springer Fachmedien Wiesbaden GmbH 2011
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mentatorin fragte: „Ist man Arbeitnehmer nur dann, wenn man Ver.di und Konsorten in den 
Kram passt?“ (Werneburg 2007). 

Denn die Branchen- und Einheitsgewerkschaften unter dem Dach des Deutschen Ge-
werkschaftsbunds (DGB) rügten die berufsgewerkschaftliche Konkurrenz und ihre grup-
penegoistischen Lohnforderungen zulasten niedriger qualifizierter Beschäftigtengruppen 
von Beginn an mit Vehemenz und Verve. Sie erwarten eine „Balkanisierung“ der Arbeits-
beziehungen und die Abkehr vom Prinzip klassenübergreifender Arbeitnehmersolidarität. 
Und auch die Arbeitgeber, die an anderer Stelle die tarifliche Konkurrenz durch christliche 
Gewerkschaften nicht nur passiv hingenommen, sondern aktiv unterstützt hatten, protestie-
ren lautstark. Anders als im Falle christlicher Unterbietungskonkurrenz, die es den Arbeit-
gebern ermöglicht, DGB-Tarifniveaus zu unterschreiten, sehen sie nun die Gefahr, dass 
ihnen durch sich hochschaukelnde Tarifforderungen einzelner Berufsgruppen Mehrkosten 
entstehen und anhaltende Streiks sowie Unruhe in den Betrieben wirtschaftliche Einbußen 
nach sich ziehen. Spätestens seitdem das Bundesarbeitsgericht (BAG) 2010 den Grundsatz 
„Ein Betrieb – ein Tarifvertrag“ aufgegeben hat und damit von dieser jahrzehntelangen 
Praxis in der Rechtsprechung abgewichen ist, läuten im Arbeitgeber- und Gewerkschaftsla-
ger die Alarmglocken.4  

Obgleich das Prinzip „Ein Betrieb – ein Tarifvertrag“ nirgends schriftlich fixiert war, 
hatte es doch über Jahrzehnte hinweg die Arbeitsbeziehungen in Deutschland strukturiert. 
Arbeitgeber und Gewerkschaften fürchten nun eine Ausweitung der Tarifkonkurrenz infol-
ge des Urteilsspruchs. Gemeinsam haben DGB und BDA (2010) ein Grundsatzpapier ver-
fasst und fordern von der Politik eine gesetzliche Regelung. Lagerübergreifend haben Poli-
tiker aller Couleur Unterstützung signalisiert. Die Rechtswissenschaft ist indes gespalten. 
Während einige Arbeitsrechtler für eine gesetzliche Normierung plädieren, verweisen ande-
re auf praktische und demokratietheoretische Probleme der Umsetzung. Ingrid Schmidt, die 
Präsidentin des BAG, bezweifelt hingegen, dass das Urteil die Tarifpraxis verändern wird 
und warnt deshalb vor Schnellschüssen: 

„Momentan kann ich die ganze Aufregung nicht verstehen. Das Prinzip der Tarifeinheit war 
ja mehr ein formales Prinzip. Die betriebliche Wirklichkeit sieht schon seit langem so aus, 
dass in einem Betrieb mehrere Tarifverträge gelten, etwa weil der Arbeitgeber Tarifverträge 
mit mehreren Gewerkschaften abgeschlossen hat. […] Es ist ja ein richtiges Ideenkarussell in 
Schwung gekommen. Aber der Gesetzgeber muss selbst entscheiden, ob er tätig werden 
möchte. Ich plädiere für Gelassenheit. Ein Gesetz in dieser aufgeheizten Atmosphäre kann ei-
gentlich nicht gutgehen.“ (Schmidt in: FAZ 2010: 13) 

Unzureichende Kenntnisse über die Spartengewerkschaften, aber vor allem das Aufsehen, 
das die Frage nach Tarifeinheit und Gewerkschaftskonkurrenz in der politisch interessierten 
Öffentlichkeit und vor allem unter Juristen erregt, spricht dafür, dieses Thema in einem 
eigenständigen Forschungsprojekt aufzugreifen. Aufmerksamkeit erfordert insbesondere 
die Frage, was diese berufsgewerkschaftlichen Verbände eigentlich anders oder besser 
machen als die Branchen- und Einheitsgewerkschaften.  

Zunächst einmal ist festzustellen, dass diese Verbände nicht neu sind. Vielmehr er-
scheinen in Form von Marburger Bund, Vereinigung Cockpit oder auch der Gewerkschaft 
Deutscher Lokomotivführer althergebrachte, berufs- und standesbezogene Traditionsver-

                                                           
4 Bundesarbeitsgericht, Beschlüsse vom 23.06.2010, 10 AS 2/10 und 10 AS 3/10; Bundesarbeitsgericht, Beschlüs-
se vom 27.01.2010, 4 AZR 537/08 (A) und 4 AZR 549/08 (A). 
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bände heute mit neuem Selbstbewusstsein und in neuem, gewerkschaftlichen Gewand in 
der Arena der Tarifpolitik und verlangen Gestaltungskompetenz. Wie kommt es zu einer 
solchen Entwicklung und was machen diese Verbände anders als die etablierten Tarifakteu-
re im Arbeitnehmerlager? Claus Weselsky, amtierender Chef der Lokführergewerkschaft 
GDL, beschreibt den Auftrag seines Verbands folgendermaßen: „Es geht uns um Mitglie-
derinteressen, um Eure Einkommen, Eure Arbeitsplätze, Eure Ängste um den Arbeitsplatz, 
um Euer Qualifikationsniveau und damit letztendlich sogar um unsere Berufsehre“ 
(Weselsky in: GDL 2010f: 3). Mit dieser Aussage spricht Weselsky vier Schwerpunkte der 
Verbandspolitik an: eine strikt an Mitgliederinteressen orientierte Politik, Einkommens- 
und Beschäftigungssicherung, die Wertschätzung des Berufs und das Bemühen um Erhalt 
einer qualifizierten Aus- und Weiterbildung der betroffenen Berufsgruppe. Da die Mitglie-
derinteressen innerhalb einer Berufsgruppe vergleichsweise homogen sind, fällt die Eini-
gung auf ein Kollektivinteresse von Berufsgewerkschaften nicht schwer. Anders als umfas-
sende Branchengewerkschaften, die eine – über Berufs- und Standesgrenzen hinausweisen-
de – solidarische Lohnstrategie verfolgen, geht es der Berufsgewerkschaft ausschließlich 
um die Löhne und Arbeitsbedingungen einer spezifischen Berufsgruppe. In der Regel ver-
langen Berufsgewerkschaften eine exklusiv leistungsgerechte, den Marktwert widerspie-
gelnde Bezahlung der eigenen Berufsgruppe, die in scharfem Kontrast zur inklusiv solidari-
schen Lohnpolitik von Einheits- und Branchengewerkschaften steht. 

Damit stellt sich die Frage nach den Auswirkungen auf das Gewerkschaftsmodell und 
weitergehend auf das Gesamtsystem der Arbeitsbeziehungen in Deutschland. Was passiert, 
wenn plötzlich Berufsgewerkschaften exklusiv für ihre Mitglieder erhebliche Einkommens-
zuwächse fordern und auch durchsetzen? Wo liegen die Ursachen des neu erstarkten 
Selbstbewusstseins einzelner Berufsverbände? Sind die Berufsgewerkschaften auf dem 
Vormarsch? Und nicht zuletzt: Wie wird dieses Phänomen die deutschen Arbeitsbeziehun-
gen verändern? Ist das Ende der deutschen Sozialpartnerschaft eingeläutet und mit ihm die 
Erosion des deutschen Modells industrieller Beziehungen vorgezeichnet? 

 
 

1.1 Arbeitsbeziehungen im Wandel 
 
Die Geschichte der deutschen Gewerkschaften präsentiert sich als Geschichte eines fort-
währenden Organisationswandels. An ihrem Anfang standen die Berufsgewerkschaften. 
Später formierten sich umfassende Einheits- und Branchengewerkschaften, die Arbeiter 
eines Industriezweigs unabhängig von Beruf und Stand organisierten. Als Richtungsge-
werkschaften ordneten sich diese Verbände unterschiedlichen politischen Lagern zu und 
traten in ideologische Konkurrenz zueinander. Zu den wichtigsten Dachverbänden des 
ausgehenden 19. Jahrhunderts und der Weimarer Republik gehörten die SPD-nahen freien 
Gewerkschaften, die der Zentrumspartei nahestehe nden christlichen Gewerkschaften und 
der liberal ausgerichtete, „gelbe“ Hirsch-Dunckersche Gewerkschaftsbund. Die Nationalso-
zialisten entmachteten und enteigneten die Gewerkschaften und lösten deren Organisati-
onswesen auf. Nach 1945 gründeten sich die Gewerkschaften neu. Ein zentrales Ziel war 
nun, die Spaltung der Gewerkschaftsbewegung in politisch-ideologische Lager zu überwin-
den und ein einheitliches Gewerkschaftsmodell mit ideologieunabhängigen Branchenver-
bänden zu schaffen.  
 



12 Einleitung: Berufsgewerkschaften fordern DGB und Arbeitgeber heraus 

1.1.1 Dominanz und Hegemonialordnung 
 
Im Zentrum des deutschen Gewerkschaftsmodells standen fortan die Einheits- und Bran-
chengewerkschaften unter dem Dach des Deutschen Gewerkschaftsbunds. Ebenso wie die 
Arbeitgeberverbände als umfassende Organisationen konzipiert, wurden die DGB-
Verbände zu tragenden Säulen des deutschen Modells und übernahmen als korporatistische 
Akteure im Zusammenspiel mit den Arbeitgeberverbänden wichtige Funktionen in den 
Institutionen des deutschen Sozialstaats. 

 
Abbildung 1: Deutsches Modell industrieller Beziehungen 

 
Eigene Darstellung 

Zu den wichtigsten Aufgaben von Gewerkschaften und Arbeitgebern zählt die Festlegung 
von Einkommen und Arbeitsbedingungen. Die Tarifautonomie gibt den gesetzlichen Rah-
men vor, innerhalb dessen Arbeitgeber und Gewerkschaften unabhängig von staatlichem 
Einfluss Tarifverträge aushandeln. Von den Arbeitgebern wurden die Gewerkschaften als 
gleichberechtigte Partner akzeptiert, nachdem diese sukzessive von Sozialisierungsforde-
rungen und politischen Streiks Abstand nahmen. Im Gegenzug akzeptierten die Arbeitgeber 
das Flächentarifwesen und die Mitbestimmung in Betrieben und Unternehmen (Streeck 
2006b: 150). Die Trias aus Sozial- und Konfliktpartnerschaft, Flächentarifvertrag sowie 
umfassenden Organisationen, aufbauend auf dem Fundament der staatlich garantierten 
Tarifautonomie, ist Kern und Markenzeichen des deutschen Modells industrieller Bezie-
hungen. 

Zentrale Verhandlungsebene des deutschen Modells ist die Branche. Hier verhandeln 
Arbeitgeberverbände und Branchengewerkschaften (Akteure), die aufgrund ihres umfas-
senden Charakters lange Zeit eine dominante Stellung einzunehmen vermochten, über Ein-
kommenshöhe und -bedingungen. Voraussetzung für die Dominanzstellung der Branchen-
verbände ist eine hohe Mitgliederzahl (vgl. Schroeder 2002: 43–57). Gemeinsam bildeten 
Arbeitgeber und Gewerkschaften über Jahrzehnte hinweg einen auf Verständigung setzen-
den, sozial- bis konfliktpartnerschaftlich geprägten Verhandlungshabitus aus (Modus der 
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Konfliktregulierung). Produkt der Verhandlungen zwischen den Branchenakteuren auf 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerseite sind branchenweit gültige Flächentarifverträge (In-
strument der Konfliktregulierung). 
 
Tabelle 1: Typen und Dimensionen von Interessenpolitik 

 Branchen- und Klas-
senmodell 

Berufsmodell Unternehmensmodell 

Identität Marktlage 
Branche 
Nation 

Humankapital, Qualifi-
kation 
Profession 

Arbeitsverhältnis,  
Betriebsmitgliedschaft 
Organisation 

Interesse „Solidarität“: 
Gleichheit von  
Einkommen und Sta-
tus 
Sozialer Universalis-
mus 

„Meritokratie“: 
Differenzierung von  
Einkommen und Status 
Gruppenpartikularismus

„Seniorität“: 
Beschäftigungsanspruch,  
Beförderung 
Unternehmens-
partikularismus 

Organisation Politische Industrie-
gewerkschaft:  
Umfassend-inklusiv 

„Standesorganisation“, 
craft union:  
Spezialisiert-exklusiv 

Betriebs-, „gelbe“  
Gewerkschaften: 
Betriebsumfassend 

Institution Korporatismus: 
Öffentlicher Status  
organisierter Interes-
sen 

Pluralismus: 
Liberalismus, Volunta-
rismus 

Paternalismus: 
Freiwillige Kooperation 
und Partizipation 

Politik Produktivismus 
„Verantwortliche  
Verteilungspolitik“ 
Universalistische Sozi-
alpolitik 

Marktschließung 
„Militant sectionalism“ 
Differenzierte Berufs-
politik 

Kooperation zur Siche-
rung  
der Wettbewerbsfähig-
keit des Unternehmens 
Betriebliche Personalpo-
litik 

Quelle: Streeck 1993: 43 

Während sich das Branchenmodell, dessen Organisationsgrundlage die soziale Klassenzu-
gehörigkeit ist, nach 1945 als strukturbildend herauskristallisierte, entstanden an den Rän-
dern des deutschen Gewerkschaftsmodells Alternativorganisationen, deren Aufgabenspekt-
rum teils konkurrierend, teils ergänzend – bisweilen in kooperativen Formen – zu den um-
fassenden Gewerkschaftsverbänden des DGB angelegt war. Streeck (1993) unterscheidet 
drei Dimensionen gewerkschaftlicher Interessenpolitik. Zentrales Unterscheidungsmerkmal 
und Grundlage der von ihm gewählten Kategorisierung ist das Organisationskriterium. Zum 
einen ist dies der Beruf, das Unternehmen oder aber, wie im deutschen Fall zentral, die 
Branche bzw. Klasse.  

Neben den Branchengewerkschaften unter dem Dach des DGB organisierten sich je-
doch auch andere Arbeitnehmergruppen, die vom Kriterium des Berufs ausgingen. Wie im 
streeckschen Modell angelegt, verfolgen diese Organisationen eine partikularistisch moti-
vierte Klientelpolitik, die sich an berufsständischen Interessenlagen orientiert. Im Gegen-
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satz zu den umfassend-inklusiven Verbänden des DGB setzen diese auf exklusive Solidari-
tät. Der Solidaritätsbegriff endet an den Grenzen der beruflichen Standesgemeinschaft. Es 
handelt sich hierbei um Berufs- oder auch Standesorganisationen. Ziel der berufs- und stan-
despolitischen Gewerkschaftsverbände ist eine den Leistungsgedanken spiegelnde, diffe-
renzierte Einkommenspolitik. Diese Interessenpolitik kontrastiert mit derjenigen von Bran-
chen- und Einheitsverbänden, die eine umfassend-solidarische Lohnstrategie verfolgen und 
für eine Vorgehensweise plädieren, die Streeck als „verantwortliche Verteilungspolitik“ 
bezeichnet (vgl. Tabelle 1). Da die Branchengewerkschaften des DGB jedoch als 
korporatistische Akteure institutionell eingebunden und von Staat sowie Arbeitgebern dank 
hoher Mitgliederzahlen als zentrale Verhandlungspartner akzeptiert wurden, beschränkte 
sich der Handlungsradius der beruflichen Organisationen wesentlich auf Fragen der Berufs- 
und Standespolitik (wie Aus- und Weiterbildung, Zugang zum Beruf oder Ansehen des 
Berufsstandes). Viele Berufsverbände waren in Tariffragen mittels Freundschaftsverträgen 
an die Deutsche Angestelltengewerkschaft (DAG) gebunden, die 1949 außerhalb des DGB 
als eigenständige Spitzenorganisation und Standesvertretung der Angestellten entstanden 
war, oder sie organisierten sich unter dem Dach des Deutschen Beamtenbunds (dbb), der 
Standesorganisation der Beamten.  

Die dritte von Streeck benannte Kategorie der Unternehmensverbände scheint hinge-
gen auf den ersten Blick weitgehend unausgefüllt. Organisationen wie die Arbeitsgemein-
schaft Unabhängiger Betriebsangehöriger (AUB), deren Radius wesentlich auf den Sie-
mens-Konzern beschränkt ist, blieben Exoten in der deutschen Arbeitnehmerverbandsland-
schaft. Gleichwohl offenbaren sich bei näherem Hinsehen Parallelen zwischen Unterneh-
mensverbänden und dem deutschen Betriebsratsmodell. Denn trotz vielfältiger Verbindun-
gen zwischen Betriebsrat und Gewerkschaft verfolgen manche Betriebsräte unternehmens-
partikularistische Strategien, die bei den Branchengewerkschaften auf Kritik stoßen.  

Jenseits der streeckschen Typologie überlebten auch nach 1945 Überreste des rich-
tungsgewerkschaftlichen Gedankenguts. So konnten sowohl exponiert linke Arbeitnehmer 
ebenso wie christlich-soziale Gewerkschaftsvertreter, die sich an den Grundsätzen der ka-
tholischen Soziallehre orientierten, nur unzureichend in die einheitsgewerkschaftlichen 
Strukturen des deutschen Modells integriert werden (vgl. Schroeder 1992: 133). In der 
unmittelbaren Nachkriegszeit traten Dissonanzen zwischen christlich-sozialen und sozial-
demokratischen Gewerkschaftsvertretern kaum offen hervor. Hintergrund waren einerseits 
die gemeinsamen Erfahrungen mit dem Nationalsozialismus, dann die gesellschaftlich, 
ökonomisch und politisch prekären Bedingungen der Nachkriegszeit und andererseits die 
restriktive Zulassungspraxis der Alliierten, die eine politische Gewerkschaftskonkurrenz 
verhindern wollten. Angesichts dessen verständigten sich sozialdemokratische und christ-
lich-soziale Gewerkschafter auf eine explizite Ausgrenzung kommunistischer Kräfte (ebd.: 
96). Doch in den 1950er-Jahren, als diese Bindekräfte an Bedeutung abnahmen, stiegen 
separatistische Tendenzen im deutschen Sozialkatholizismus auf, die sich gegen die Ein-
heitsgewerkschaft auswirkten. Einige, die sich als christlich-soziale Gewerkschafter ver-
standen, verließen den DGB, den sie als SPD-nah kritisierten. Mitte der 1950er-Jahre ent-
stand der Christliche Gewerkschaftsbund (CGB). Dieser blieb jedoch weitgehend einfluss-
los, was nicht zuletzt daran lag, dass sich die CDU nicht einseitig zum CGB bekannte, 
sondern ihren Mitgliedern die Entscheidung zwischen CGB und DGB offenließ. Zudem 
wurde innerhalb des DGB im Zuge der Besetzung von Funktionärsposten auf Parteienpro-
porz zwischen SPD- und CDU-Mitgliedern geachtet. 
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1.1.2 Gewerkschaftsmodell in der Krise 
 
Das vorhergehende Kapitel hat deutlich gemacht, dass das deutsche Gewerkschaftsmodell 
keinesfalls so monolithisch aufgebaut ist, wie es zahlreiche Darstellungen, die lediglich die 
Branchen- und Einheitsverbände des DGB erwähnen, vermuten lassen. Vielmehr ist die 
Organisationspluralität seit jeher integraler Bestand des deutschen Modells. Die Pluralität 
der Organisationsbildung wurde situativ, aber auch in Abhängigkeit von handelnden Akteu-
ren, Unternehmens- und Branchenkontexten im Sinne von Konkurrenz, Komplementarität 
und Kooperation verstanden und gelebt. Es gab von Anfang an Arbeitnehmerorganisationen 
jenseits des DGB, die in hohem Maße eine komplementäre Funktion im Sinne einer pro-
noncierten Berufs- und Standesvertretung übernahmen. Nur wurde diesen bisher wenig 
Beachtung in Wissenschaft und Praxis zuteil. Neben den komplementären Strukturen gab 
es auch schon immer konkurrierende Tendenzen innerhalb des deutschen Modells, die 
jedoch aufgrund der einseitigen, institutionellen Einbindung und Anerkennung der DGB-
Gewerkschaften durch Staat und Arbeitgeber nicht weiter zum Tragen kamen. In christli-
chen, beruflichen und standespolitischen Verbänden organisierten sich Gruppen von Ar-
beitnehmern, die nur schlecht vom sozialdemokratisch geprägten Einheits- und Branchen-
gedanken erreichbar waren. Gleichwohl fand zu keiner Zeit eine systematische Organisie-
rung und institutionelle Einbindung der Gruppen jenseits des DGB in die Strukturen der 
Arbeitsbeziehungen statt. Dann aber mehrten sich Krisensymptome des deutschen Einheits- 
und Branchenmodells im Zentrum der Arbeitsbeziehungen. Die Gefährdung des Gewerk-
schaftsmodells aus verschiedenen Richtungen ist in der Forschung bereits umfassend disku-
tiert worden. Mitglieder-, Einbettungs-, Gegner- sowie die daraus resultierende Durchset-
zungskrise sind Schlagworte, die in diesem Zusammenhang üblicherweise fallen (vgl. u.a.: 
Schroeder 2003a, b, 2005; Schroeder/Weßels 2003; Hassel 2006; Biebeler/Lesch 2007).  

 
Tabelle 2: Mitgliederentwicklung der deutschen Gewerkschaftsdachverbände 1950–2010 
in 
1.000 

Westdeutschland Ost- und Westdeutschland 

1950 1960 1970 1980 1990 1991 2000 2002 2004 2006 2008 2009 2010 
DGB 5451 6379 6713 7883 7938 11800 7772 7700 7010 6590 6371 6265 6193 
DAG 307 450 461 495 505 585 451 Die DAG ist im Jahr 2001  

in ver.di aufgegangen 
DBB 190 650 721 819 799 1053 1200 1224 1270 1276 1281 1283 1261 

CGB - 200 195 288 309 330 305 307 298 286 275 283 280 

Insg. 5994 7763 8207 9484 9552 13768 9728 9231 8578 8152 7927 7800 7734 

Quelle: Ebbinghaus 2003: 180; Lesch 2009: 1, 2010: 3; Eigene Vervollständigung 

Mit dem Begriff Mitgliederkrise wird nicht nur auf den kontinuierlich negativen Mitglie-
dertrend der DGB-Verbände, der seit den 1990er-Jahren anhält, aufmerksam gemacht. 
Vielmehr geht es um die zunehmende Entkopplung zwischen der Entwicklung des Ar-
beitsmarktes und der gewerkschaftlichen Mitgliederstruktur. Als Ursache für die Mitglie-
derverluste werden interne wie externe Faktoren angeführt: Internationalisierung und ein 
damit einhergehender Steuerungsverlust der nationalen Entscheidungskompetenzen, Wan-
del von Arbeitsmarkt- und Beschäftigungsstruktur, (Langzeit-)Arbeitslosigkeit, Verände-
rungen der Arbeitsorganisation, eine abnehmende Bedeutung des Normalarbeitsverhältnis-
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ses, gesellschaftliche Individualisierung und eine nachlassende Bindekraft von Großorgani-
sationen (vgl. Biebeler/Lesch 2007: 134; Ebbinghaus 2003; Ebbinghaus/Göbel 2010; 
Schroeder 2003b). Demgegenüber gelingt es kleineren Organisationen mit homogener Mit-
gliedschaft offenbar zunehmend besser, Mitglieder zu gewinnen und zu halten. 

Die Einbettungskrise bezieht sich auf das Umfeld und die Einflusskanäle der Gewerk-
schaften. Eines der damit einhergehenden Probleme besteht in der Verengung der instituti-
onell angelegten Einflusskanäle der Gewerkschaften. Als Mitglieder und Funktionäre poli-
tischer Parteien sind Gewerkschaftsvertreter in inhaltliche Entscheidungsfindung einbezo-
gen und ziehen zugleich als Abgeordnete in Bundestag und Landtage ein, sodass sie direk-
ten Zutritt zur parlamentarischen Arena besitzen. Zugleich sind die Gewerkschaften in die 
Institutionen der Sozialversicherung integriert. In den letzten Jahren ist die „privilegierte 
Partnerschaft“ zwischen Gewerkschaften und Sozialdemokratie jedoch unter Druck geraten 
(vgl. Schroeder 2008; Schroeder/Weßels 2003: 15). Die Zahl der gewerkschaftlich organi-
sierten Bundestagsabgeordneten ist insgesamt rückläufig, da bei allen Parteien, mit Aus-
nahme der Partei „Die Linke“, die Gewerkschaftszugehörigkeit der Abgeordneten zurück-
geht (vgl. Schroeder 2003a: 161; Hassel 2006). Diese Entfremdung von den Volksparteien 
gefährdet die Einbettung der Gewerkschaften in politische Entscheidungsprozesse. Die 
Gewerkschaften sind nunmehr darauf angewiesen, situativ Ansprechpartner zu suchen und 
alternierenden Bündnispolitiken offen gegenüberzutreten. Gleichzeitig erschweren sich die 
Voraussetzungen für ein Zustandekommen korporatistischer Arrangements. Die letzten 
zwei Versuche, tripartistische Bündnisse zu installieren, scheiterten sowohl unter christde-
mokratischer wie unmittelbar danach unter sozialdemokratischer Regierung (vgl. Schroeder 
2004).  

Nicht nur die Gewerkschaften haben mit einem Rückgang der Ressourcen und einem 
daran anknüpfenden Bedeutungsverlust zu kämpfen. Auch die Gestaltungsmacht der Ar-
beitgeberverbände verringert sich kontinuierlich infolge abnehmender Organisationsgrade. 
Dieses Phänomen wird gemeinhin als Gegnerkrise umschrieben. Wichtige Ursachen für 
diesen negativen Trend sind die Verbandsabstinenz kleiner Betriebe, eine mangelnde 
Durchdringung des Servicesektors durch die Verbände und Rekrutierungsschwierigkeiten 
bei jüngeren Unternehmern (vgl. Schroeder 2003a; Schroeder/Silvia 2003). Versuche der 
Arbeitgeber, dem Mitgliederrückgang entgegenzuwirken – durch die Schaffung sogenann-
ter OT-Mitgliedschaften, die eine Übernahme des Flächentarifs zur Wahloption werden 
lassen, oder auch durch die Installation umfassender, komplementärer OT-Verbands-
strukturen – haben bislang nur begrenzt Wirkung erzielen können (vgl. Haipeter 2010). 
Strukturen der kollektiven Interessenfindung zwischen Arbeitgebern und Gewerkschaften 
wurden durch diesen Schritt nicht gestärkt, sondern vielmehr weiter geschwächt. 

Kontinuierlicher Mitgliederrückgang, eine schwindende Einbettung in den parlamenta-
rischen Prozess und die Bindeverluste der Arbeitgeberverbände lassen die Gewerkschaften 
in eine Durchsetzungskrise schlittern: Ihre Gestaltungskraft verringert sich. Die Zunahme 
der Macht von Einzelunternehmern und die Dezentralisierung der Tarifpolitik verlagern 
Kompetenzen immer mehr auf die betriebliche Ebene. Die Branche als bisher dominierende 
Verhandlungsarena tritt – zumindest in einigen Bereichen – in den Hintergrund. Dem ent-
spricht eine Zunahme an Unternehmens- und Haustarifverträgen. Damit wachsen die An-
forderungen, die an die betrieblichen Akteure gestellt werden, die ihrerseits zunehmend 
eigene, betriebliche Interessenpolitik betreiben, sodass sich die Distanz zwischen Betriebs-
räten und Gewerkschaften vergrößert (vgl. Biebeler/Lesch 2007: 149f.). Während sich 
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gewerkschaftliche Handlungsspielräume auf nationaler Ebene verengen, entstehen im Zuge 
von Globalisierung und Internationalisierung neue Handlungsfelder. Gleichwohl sind die 
Einflussmöglichkeiten der Verbände über nationalstaatliche Grenzen hinweg begrenzt, 
nicht zuletzt weil die internationale Koordinierung neue Probleme hervorbringt (vgl. 
Schroeder/Weßels 2003: 25). 

Neben dieser Krisendiagnostik kam ein weiterer Umstand zum Tragen, der auf die In-
stitutionen der deutschen Sozialpartnerschaft ausstrahlte. Gemeint sind seit den 1980er-
Jahren beobachtbare strukturelle wirtschaftliche Veränderungen. Auslöser des Wandels 
waren die Globalisierung der Märkte und die Internationalisierung des Handels. Dem 
schloss sich eine Debatte um Standortkonkurrenz und die Wettbewerbsfähigkeit deutscher 
Unternehmen auf internationalen Märkten an. Zum Zweck höherer Effizienz wurden Ar-
beitsabläufe gestrafft und Kosten gesenkt. „Ökonomisierung“ lautete das entscheidende 
Stichwort. Zeitgleich zeichnete sich ein Mentalitätswandel in Richtung Neoliberalismus ab 
– von wirtschaftlichen wie politischen Eliten gleichermaßen propagiert. Die folgende Libe-
ralisierung entsprach weitgehend den Vorgaben des europäischen Gesetzgebers, der die 
Vollendung des europäischen Binnenmarktes vor Augen hatte, während Privatisierung als 
Allheilmittel gehandelt wurde, um öffentliche Haushalte zu entlasten und Staatskonzerne 
finanziell zu sanieren. 
 
Tabelle 3: Entwicklung der Tarif- und Flächentarifbindung 1995–2009 
In % aller Be-
schäftigten 

1995 1996 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 
Tarifbindung 

Westdeutschland - - 76 73 70 71 70 70 68 67 65 63 63 65 
Ostdeutschland - - 63 57 55 56 55 54 53 53 54 54 52 51 

 Flächentarifbindung 
Westdeutschland 72 69 68 - 63 63 63 62 61 59 57 56 - 56 
Ostdeutschland - 56 51 - 46 44 43 43 41 42 41 41 - 38 

Quelle: IAB Betriebspanel 1995–2009 

Die Arbeitgeber forcierten den Wandel aktiv durch wiederholte Forderungen nach einer 
Deregulierung von Arbeit und einer Flexibilisierung von Lohnarbeit. Zur Standortsicherung 
forderten sie weitgehende Zugeständnisse von den Gewerkschaften. Beschäftigungspakte, 
die sichere Arbeitsplätze versprachen, wurden im Tausch gegen unbezahlte Mehrarbeit 
gehandelt. Die Gewerkschaften ihrerseits sahen sich gezwungen, den Forderungen entge-
genzukommen, um einem flächendeckenden Stellenabbau und der Verlagerung deutscher 
Unternehmen ins Ausland entgegenzuwirken. Im Sinne einer universalistisch angelegten, 
solidarischen Einkommenspolitik mussten alle Beschäftigten einen Beitrag leisten, der sich 
insbesondere für hohe Qualifikationsstufen negativ auswirkte. Denn Hochqualifizierte und 
Beschäftigte in Schlüsselpositionen wurden zum Verzicht auf ihren Verhandlungsspielraum 
zugunsten Niedrigqualifizierter gezwungen, sodass der Sanierungsbeitrag der Hochqualifi-
zierten höher ausfiel als derjenige von geringer qualifizierten Arbeitnehmern.  

Die Flexibilisierungsforderungen der Arbeitgeber beantworteten die Gewerkschaften 
mit einer Strategie der kontrollierten Dezentralisierung, das heißt einer von den Branchen-
verbänden gesteuerten, situativen (Teil-)Öffnung des Flächentarifs. Der Flächentarifvertrag, 
der einst als tragende Säule der deutschen Sozialpartnerschaft angelegt worden war, hat 
infolgedessen einen nachhaltigen Bedeutungsverlust erlitten. So ist die Flächentarifbindung 
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seit rund zwanzig Jahren abnehmend (vgl. Schroeder 2003a: 153); zuletzt stagnierend. Mit 
der schwindenden Sogwirkung des Flächentarifs verringerte sich auch die Tarifbindung 
insgesamt. Besonders betroffen ist Ostdeutschland. Wurden dort Ende der 1990er-Jahre 
noch mehr als die Hälfte aller Beschäftigten von einem Flächentarif erfasst, so sind es heute 
nicht einmal mehr vierzig Prozent. Gleichzeitig sanken die Mitgliederzahlen von Arbeitge-
bern und Gewerkschaften (vgl. Schroeder 2000). Somit spiegelt sich die Krise der umfas-
senden Verbände auch in einem Wandel des Tarifwesens.  
 
Tabelle 4: Wandel der Tarifpolitik  

 Altes Modell Neue Konstellation 
Dominanz Industriegewerkschaft/  
Tarifeinheit: 

Hoch Erodiert 

Tarifliche Deckungsrate  
(in % aller Beschäftigten): 

Bis 1980: etwa 80%  2010: knapp 60% 

Unternehmensentlastung/Förderung 
Produktionsmodell: 

Ja Erodiert 

Lohnspreizung: Gering Zunehmend 
Streikhäufigkeit: Gering; offensiv Gering; defensiv 
Abweichungen vom Flächentarif: Nach oben Nach unten 
Exportorientierter Sektor: Starke Sogwirkung Abnehmende  

Sogwirkung 
Eigene Darstellung 

Die Vormachtstellung des für alle unabdingbaren, also gleich geltenden Flächentarifs, ist 
vorüber. Auf den Umbau der Branchen- und Unternehmensstrukturen haben die Tarifpar-
teien mit einer Flexibilisierung und Dezentralisierung der Tarifpolitik reagiert. Im Zuge 
dieses Strukturwandels hat der exportorientierte Industriesektor, der im Zentrum des deut-
schen Produktionsmodells steht und für den das Flächentarifvertragswesen kennzeichnend 
ist, an Prägekraft und Sogwirkung verloren. Durch die Ausweitung dezentraler Regelungs-
praktiken verändern sich die Wettbewerbsbedingungen innerhalb einer Branche; zudem 
gerät die unternehmensentlastende Funktion des Flächentarifs unter Druck. Denn der Flä-
chentarif wirkte für die Unternehmen – im Sinne der Transaktionskostentheorie – ressour-
cen- und konfliktschonend; zudem konnte der Wettbewerb zwischen den Unternehmen von 
den Löhnen hin zur Produktinnovation und Arbeitsorganisation verschoben werden. Diese 
wettbewerbliche Ordnungsfunktion war nicht zuletzt Grundlage einer Kooperation der 
Unternehmen untereinander, aber auch mit den Gewerkschaften. So etwa im Rahmen des 
dualen Ausbildungsmodells, das durch die Koppelung von unternehmensinterner und bran-
chenübergreifender Qualifizierung zur Schaffung normierter Berufsbilder, die ihrerseits 
wiederum die Basis des deutschen Facharbeitermodells sind, beigetragen hat. Mittelfristig 
betrachtet leistet der Rücklauf flächentarifvertraglicher Regelungen einer Zunahme von 
Einkommensunterschieden zwischen Beschäftigten einzelner Betriebe, Regionen oder auch 
Berufsgruppen Vorschub. Flächentarifverträge haben bisher maßgeblich dazu beigetragen, 
dass die allgemeine, aber auch die intersektorale Lohnspreizung in der Bundesrepublik 
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relativ gering ausfiel. Seit Ende der 1990er-Jahre belegen statistische Daten jedoch eine 
zunehmende Ungleichheit in der Lohnverteilung (vgl. Giesecke/Verwiebe 2008, 2009). 

 
1.1.3 Gewerkschaftskonkurrenz und Arbeitgeber 
 
Die Verwässerung des Flächentarifprinzips, die im vorhergehenden Abschnitt geschildert 
wurde, lässt sich nicht unwesentlich auf das Drängen der Arbeitgeber hin zu einer dezentra-
len und flexibilisierten Tarifpolitik zurückführen. Zu Beginn des 21. Jahrhunderts kamen 
verbale Attacken auf die Mitbestimmung hinzu, die von den Arbeitgebern zuvor als Stand-
ortvorteil gelobt worden war. In Gänze schienen die Strategien der Arbeitgeber das Poten-
zial für eine Aufkündigung der Sozialpartnerschaft zu besitzen, was sich beispielsweise 
auch darin zeigt, dass die Arbeitgeber den Unterbietungswettbewerb zwischen den Gewerk-
schaften förderten. Für den „Abstieg der Gewerkschaften aus der politischen und wirt-
schaftlichen Elite des Landes“ tragen die Arbeitgeber eine aktive Mitverantwortung 
(Streeck 2006b: 149f.). So haben BDA und BDI 2004 zum Beispiel gefordert, die Auf-
sichtsräte zu verkleinern, vom Paritätsprinzip abzuweichen und externe Gewerkschaftsver-
treter auszuschließen (vgl. BDA/BDI 2004: 21f., 33ff.). Aber insbesondere der Umgang der 
Arbeitgeber mit der Unterbietungskonkurrenz verweist auf eine von den Arbeitgebern be-
wusst verfolgte Strategie der Schwächung von DGB-Einheits- und Branchengewerkschaf-
ten.  

Der Umgang der Arbeitgeber mit konkurrierenden Gewerkschaften kann als evolutio-
närer Prozess in unterschiedlichen Phasen dargestellt werden. Die Arbeitgeber haben DAG, 
christliche Gewerkschaften und Verbände des dbb trotz Priorisierung des DGB nach 1945 
als Verhandlungspartner akzeptiert. Während die Verhandlungsführung bei den DGB-
Gewerkschaften lag, unterzeichneten im Anschluss dbb- oder auch CGB-Gewerkschaften 
gleichlautende Verträge. Wenn Letzteren auch kein inhaltlicher Eigenbeitrag zum Ver-
tragsabschluss möglich war, so wurden sie dennoch von den Arbeitgebern offiziell als Ver-
handlungspartner akzeptiert. Die Arbeitgeber haben also ihrerseits Wettbewerb im Arbeit-
nehmerlager gefördert, wenn es in ihrem Interesse schien, um den DGB-Gewerkschaften 
ihre Grenzen aufzuzeigen.  

Auf die Phase der quasi symbolischen Wettbewerbsförderung zwischen den Gewerk-
schaften in der Bonner Republik folgten in den 1990er-Jahren konkrete Bemühungen der 
Arbeitgeber, die Konkurrenz zwischen den Gewerkschaften durch den Abschluss von 
Unterbietungstarifverträgen zum eigenen Vorteil zu nutzen. Den christlichen Verbänden 
wurden eigene Verhandlungen und Verträge zugestanden, die im Gegenzug für die institu-
tionelle Aufwertung bereit waren, DGB-Niveaus zu unterschreiten. Virulent wurde die 
aktive Ausnutzung christlicher Unterbietungskonkurrenz durch die Arbeitgeber nach 1990 
insbesondere in Ostdeutschland. Beispielhaft kann auf den Fall der Jenoptik AG und die 
Gründung des Arbeitgeberverbandes Ostmetall verwiesen werden (vgl. Schroeder 2000). 
Jenoptik war 1996 aus dem Arbeitgeberverband ausgetreten. Übergangsweise schlossen 
Unternehmen und IG Metall einen Anerkennungstarifvertrag. Den anschließend vom Un-
ternehmen aufgestellten Forderungen wollte die IG Metall nicht nachkommen. Stattdessen 
unterzeichneten Jenoptik und die Christliche Metallgewerkschaft einen Haustarifvertrag. 
Zwar gelang es der IG Metall dennoch, einzelne Verbesserungen durchzusetzen, doch eine 
Absenkung konnte sie nicht verhindern. 
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Bis Ende der 1990er-Jahre waren die Arbeitgeber einseitig Nutznießer des Gewerk-
schaftswettbewerbs. Mit dem Wechsel von der symbolischen zur konkreten Konkurrenz-
förderung gelang es den Arbeitgebern, Lohnkosten zu senken. In den letzten Jahren wendet 
sich das Blatt jedoch. Angesichts des Auftretens kleiner, schlagkräftiger Berufsgewerk-
schaften wähnen sich die Arbeitgeber erstmals als Opfer des Gewerkschaftswettbewerbs. 
Sie fürchten eine Zunahme der Konkurrenz durch sich aufschaukelnde Forderungen spezi-
fischer Gruppeninteressen, was die Kosten für die Arbeitgeber empfindlich in die Höhe 
treiben könnte (vgl. Dribbusch 2010: 14). Die Arbeitgeber (BDA 2010) warnen vor einem 
Ende des Betriebsfriedens durch wiederkehrende Streiks einzelner Berufsgruppen und eine 
„Spaltung der Belegschaften“, die sich in ihrer Konsequenz zu einem Standortnachteil 
auswachsen könnten.  

Vor dem Hintergrund des tarifpolitischen Wettbewerbs zwischen DGB und Berufsge-
werkschaften deuten erste Zeichen auf einen Strategiewechsel der Arbeitgeber hin. Diese 
scheinen sich nun daran zu erinnern, dass eine funktionierende Sozialpartnerschaft für sie 
selbst Vorteile hat und beginnen, die DGB-Gewerkschaften wieder als Verhandlungspart-
ner statt als Gegner zu begreifen. Im Schulterschluss haben DGB und BDA (2010) den 
Gesetzgeber aufgefordert, tarifpolitische Wettbewerbssituationen gesetzlich zu unterbinden. 
So soll in einem Betrieb künftig nur ein Tarifvertrag gelten und zwar derjenige, den die 
Gewerkschaft mit den meisten Mitgliedern vor Ort ausgehandelt hat. Dass es den Arbeitge-
bern bei der Eindämmung von Gewerkschaftswettbewerb jedoch vorrangig um die Frage 
der Überbietungskonkurrenz durch Berufsgewerkschaften geht, offenbart sich in der Tatsa-
che, dass sie im Fall der Unterbietungskonkurrenz christlicher Gewerkschaften weiterhin 
bereit sind, Verträge mit mitgliederschwächeren Verbänden zu unterzeichnen, solange 
ihnen dies einen Kostenvorteil verschafft (vgl. Dribbusch 2010).  

Wenn auch nicht genau bekannt ist, wie viele Beschäftigte von Tarifverträgen der 
christlichen Gewerkschaften erfasst werden, erweist sich ihre Unterbietungskonkurrenz 
doch als wesentlich verbreiteteres Phänomen als die Überbietungskonkurrenz durch Be-
rufsgewerkschaften (ebd.: 12f.). Tarifverträge der Christlichen Metallgewerkschaft beste-
hen im Kfz-Gewerbe NRW sowie in einigen Handwerksbranchen, speziell im Elektro-
handwerk. Flächentarife konnten die CGB-Gewerkschaften im Tischlerhandwerk, im priva-
ten Bewachungsgewerbe, in Privatkliniken und einigen Großwäschereien aushandeln. 
Demgegenüber ist die Überbietungskonkurrenz durch Berufsgewerkschaften überschaubar. 
Lediglich im Falle von Marburger Bund, Vereinigung Cockpit und GDL kann von realisier-
ter Überbietung gesprochen werden. Stattdessen ist die Bilanz des eigenen Tarifabschlusses 
der Unabhängigen Flugbegleiter Organisation (UFO), die ebenfalls mit dem Anspruch eines 
hohen, berufsspezifischen Abschlusses angetreten ist, ernüchternd. Hinsichtlich ihrer Aus-
wirkungen sind besonders die Verträge des Marburger Bundes relevant, weil von diesen 
mehr als 100.000 Beschäftigte betroffen sind. In den anderen Fällen erstrecken sich Tarif-
verträge auf vergleichsweise kleine Beschäftigtengruppen (ebd.: 10f.). 
 
1.1.4 Segmentierung und Hybridisierung 
 
Strukturwandel, Krisenszenarien, aber auch die Reaktionen der Akteure auf beide Wand-
lungsprozesse haben einer Segmentierung der Gewerkschaftslandschaft und einer Hybridi-
sierung der Sozialpartnerschaft Vorschub geleistet. Zwar sind die etablierten, im Zentrum 
des deutschen Modells angesiedelten Branchen- und Einheitsgewerkschaften ebenso wie 
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die Arbeitgeberverbände keineswegs von der Bildfläche verschwunden. Gleichwohl hat 
sich deren Gestaltungsmacht insgesamt deutlich verringert. Je nach Branche, Unterneh-
mensstruktur und Region treffen die umfassenden Verbände auf unterschiedliche Hand-
lungsspielräume und andere Akteure, die mit den Einheits- und Branchengewerkschaften 
um Einfluss konkurrieren. Die Segmentierung der Gewerkschaftslandschaft wirkt sich auch 
auf das Verhältnis zwischen DGB-Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden sowie ihren 
Umgang miteinander aus. Die etablierten Formen der Sozialpartnerschaft geraten unter 
Druck, weil vermehrt dezentrale Regelungspraktiken neben den Flächentarif als Modus der 
Regulierung der Verhältnisse zwischen Gewerkschaften und Arbeitgebern treten. Zuneh-
mend stehen sich Gewerkschaften und einzelne Unternehmen (Firmentarifverträge) und 
teils gar Arbeitgeber sowie Arbeitnehmer direkt gegenüber (individuelle Arbeitsverträge). 
Diese Entwicklung hat aber nicht automatisch zu einer völligen Auflösung der Sozialpart-
nerschaft geführt. Die Gewerkschaften haben vielmehr mit ihrer Losung der „kontrollierten 
Dezentralisierung“ Bereitschaft signalisiert, flexiblere Formen der Sozialpartnerschaft zu 
erproben. Diese Entwicklung lässt sich unter dem Begriff der Hybridisierung fassen, dessen 
Ergebnisoffenheit treffender ist als derjenige einer (negativ konnotierten) Aushöhlung der 
Sozialpartnerschaft. Dennoch bestehen die etablierten Institutionen deutscher Sozialpart-
nerschaft (umfassende Verbände, Flächentarifverträge) längst nicht mehr flächendeckend 
und unhinterfragt, wie dies bis in die 1980er-Jahre der Fall war. Allerdings ist gerade die 
Sozialpartnerschaft über Jahrzehnte hinweg als Strukturmerkmal des deutschen Korpora-
tismus betrachtet worden. Sie galt als Symbol des bundesdeutschen Basiskonsenses, der der 
Überzeugung, dass sich der Klassenkampf zwischen Arbeit und Kapital prinzipiell in einen 
Verteilungskonflikt mit Gewinnen für beide Seiten auflösen ließe, symbolisch Ausdruck 
verlieh (vgl. Streeck 2006a: 12).  
 
Abbildung 2: Segmentierung der Gewerkschaftslandschaft – Drei Welten 

 
Eigene Darstellung auf der Basis von Schroeder 2005 
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Schroeder (2005: 118f.) spricht von drei Welten der Gewerkschaften und differenziert da-
mit zwischen unterschiedlichen Bedingungen und Voraussetzungen, die gewerkschaftliches 
Handeln strukturieren und Gestaltungsspielräume für die Einheits- und Branchenverbände 
des DGB definieren (vgl. Abbildung 2).  
 Die erste Welt ist gekennzeichnet von den großbetrieblichen Strukturen des produzie-

renden Gewerbes. Hier befindet sich „nach wie vor der Anker und das Rückgrat ge-
werkschaftlicher Stärke in Deutschland“ (ebd.: 118). Die erste Welt basiert auf umfas-
senden Verbandsstrukturen. Der dortige Modus der Konfliktregulierung zwischen Ar-
beitgeberverbänden und Branchengewerkschaften ist die Sozialpartnerschaft. Das 
zentrale Instrument der Sozialpartnerschaft ist der Flächentarif. Gewerkschaftliche 
Konkurrenzkonstellationen sind in diesem Bereich begrenzt. Jenseits der DGB-
Gewerkschaften existieren Berufs- und Fachverbände, mit denen sie jedoch allenfalls 
um Deutungshoheit konkurrieren. 

 Die zweite Welt konzentriert sich auf mittelgroße Betriebe, umfasst aber mittlerweile 
auch Teile des öffentlichen Dienstes. Gewerkschaftliche Präsenz ist dort nicht selbst-
verständlich. Der Umgang zwischen Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden, aber 
auch zwischen einzelnen Arbeitgebern, gestaltet sich eher konfliktiv. Die Sozialpart-
nerschaft scheint hybridisiert und durch unterschiedliche Umgangsformen und Kon-
fliktregelungstypen zwischen Gewerkschaften und Arbeitgebern charakterisiert. Die 
Zahl der Haustarife wächst, während der Flächentarif in den Hintergrund tritt. In die-
sen Bereich gehört die Konkurrenz durch Berufsgewerkschaften, die das Tarifniveau 
der Branchengewerkschaften überbieten und mit diesen um Gestaltungs- und Ein-
flussmacht konkurrieren. 

 In der dritten Welt sind die Gewerkschaften kaum vertreten. Dazu gehören große Teile 
des Dienstleistungssektors, das Gros der klein- und mittelständischen Betriebe sowie 
regional betrachtet Ostdeutschland. Leiharbeit, Teilzeitverträge und zeitliche Befris-
tungen von Beschäftigungsverhältnissen erschweren den Gewerkschaften den Zugang 
zu diesen Betrieben (vgl. Schroeder/Weßels 2003: 19f.). Hinzu kommt die außeror-
dentlich stark ausgeprägte Verbandsabstinenz vieler Unternehmen. Tarifverträge ha-
ben hier Seltenheitscharakter. Die Tariflosigkeit ist das Einfallstor für die christlichen 
Gewerkschaften und ihre Dumpingtarifverträge. 

 
Die zweite und dritte Welt sind nicht neu entstanden, sondern waren schon immer, wenn 
auch begrenzt, vorhanden. In den letzten Jahren haben sich diese beiden Welten aber suk-
zessive ausgeweitet. Gleichzeitig hat sich die norm- und strukturbildende Prägekraft der 
ersten Welt vermindert. Wenngleich die Übergänge zwischen den Welten fließend sind, 
sind die Grenzen nach oben – also von der dritten in die zweite und von der zweiten in die 
erste – schwer durchlässig und insbesondere in die erste Welt nahezu blockiert. Die Welten 
scheinen sich immer mehr voneinander zu entkoppeln. Die Ausweitung der zweiten und 
dritten Welt bedeutet im Umkehrschluss, dass sich die umfassenden Verbände zunehmend 
mit Wettbewerbskonstellationen auseinandersetzen müssen, bei denen Gewerkschaften 
miteinander um tarifpolitische Gestaltungshoheit konkurrieren. Der Gewerkschaftswettbe-
werb betrifft sowohl Branchen- und Einheitsgewerkschaften als auch Arbeitgeber, wenn 
auch in unterschiedlicher Intensität. Erhebliche Unterschiede zeigen sich in den einzelnen 
Gewerkschaftswelten zwischen den Tarifkonkurrenz-Konstellationen: Über- und Unterbie-
tung folgen jeweils gänzlich anderen Mustern. 
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1.1.5 Tarifkonkurrenz und Gewerkschaftswettbewerb 
 
Grundsätzlich handelt es sich beim Gewerkschaftswettbewerb zunächst um eine Organisa-
tionskonkurrenz. Eine solche besteht nicht nur zwischen konkurrierenden Gewerkschaften 
der drei Dachverbände DGB, dbb und CGB. Vielmehr lässt sich Gewerkschaftskonkurrenz 
auch zwischen Gewerkschaftsorganisationen mit bzw. ohne Dachverbandszugehörigkeit 
beobachten; aber auch zwischen Verbänden innerhalb der Dachverbände (vgl. bspw. 
Bispinck/Dribbusch 2008). Im Fall von Unter- oder Überbietung betrifft diese Organisati-
onskonkurrenz auch das Feld der Tarifpolitik. Beide Konstellationen tarifpolitischen Wett-
bewerbs sind voneinander zu unterscheiden, da sich die beteiligten Akteure, die Vorausset-
zungen und Konsequenzen des Wettbewerbs grundlegend unterscheiden (vgl. bspw. Drib-
busch 2010).  

Arbeitsrechtlich wird von Tarifkonkurrenz gesprochen, wenn mindestens zwei, sich 
widersprechende Tarifverträge für ein Arbeitsverhältnis gelten. Gemäß des Prinzips der 
Tarifeinheit konnte bislang nur ein Tarifvertrag zur Anwendung kommen. Aufgelöst wurde 
die Tarifkonkurrenz durch das Spezialitätsprinzip, sodass jeweils der speziellere, auf größe-
rer Orts- und Sachnähe basierende Vertrag den entfernteren Vertrag verdrängte (Gamill-
scheg 1997: 742; Schaub 1998: 2587; vgl. auch Waas 2008: 142).5 Ein Firmen- oder Haus-
tarif hatte somit Vorrang vor einem Flächentarifvertrag. Gleichwohl konnten in einem Un-
ternehmen durchaus verschiedene Tarifverträge nebeneinander Anwendung finden. Und 
zwar immer dann, wenn diese für verschiedene Arbeitsverhältnisse galten. In solchen Fäl-
len sprechen wir von Tarifpluralität und nicht von Tarifkonkurrenz (vgl. u.a. Jacobs 2008). 
Tarifkonkurrenz dagegen kann die Form von Über- oder Unterbietung annehmen. 
 Im Falle von Unterbietungskonkurrenz agiert der konkurrierende Verband – mangels 

Mitglieder – aus einer Position der Schwäche. Aufgrund dieser strukturellen Schwäche 
ist der Unterbietungskonkurrent nicht streikfähig, ein Tarifabschluss muss also ohne 
Arbeitskampf „durchgesetzt werden“ (Dribbusch 2010: 8).6 Dabei handelt es sich um 
einen Abschluss auf niedrigem, abgesenktem Niveau, mit dem ein vorhandener Tarif-
vertrag – konkret der DGB-Gewerkschaften - unterschritten wird. Beispielhaft für 
Unterbietungskonkurrenz sei auf die Tarifverträge christlicher Gewerkschaften ver-
wiesen. Diese versuchen über Gefälligkeitstarifverträge ihre verbandliche Anerken-
nung durchzusetzen. Betroffen sind Wirtschaftsbereiche, in denen keine mitglieder-
starken Verbände agieren (vgl. Bispinck/Dribbusch 2008: 160f.).  

 Von Überbietungskonkurrenz wird gesprochen, wenn es einem konkurrierenden Ver-
band gelingt, einen besseren Vertragsabschluss auszuhandeln (vgl. Bispinck/ 
Dribbusch 2008: 159). Dies scheint insbesondere kleinen, aber machtvollen Spezialis-
ten- oder Berufsgewerkschaften zu gelingen. Deren Forderungen folgen in der Regel 
gruppenspezifischen Partikularinteressen. Allerdings zielt das Handeln des Verbands 

                                                           
5 Tarifkonkurrenz wird nach dem Spezialitäts- und nicht nach dem Günstigkeitsprinzip aufgelöst (Gamillscheg 
1997: 742). Beide Prinzipien bestimmen die Rangordnung tariflicher Normen. Im Gegensatz zum Spezialitätsprin-
zip, das zwischen konkurrierenden (ranggleichen) Verträgen unterscheidet, reguliert das Günstigkeitsprinzip den 
Vorrang günstigerer (aber rangniedriger) Abmachungen für einen Arbeitnehmer auf der Individual- oder auch 
Betriebsebene (Schaub 1998: 2581). 
6 Die Unterbietung der christlichen Gewerkschaften gewinnt insbesondere im Zuge der Ausweitung von Leiharbeit 
an Bedeutung. Da vom Gleichheitsgrundsatz abgewichen werden kann, wenn ein Tarifvertrag besteht, hatten und 
haben die Arbeitgeber ein großes Interesse daran, für sie günstige Tarifverträge abzuschließen – hierfür bot sich 
die Unterbietungskonkurrenz der christlichen Gewerkschaften an. 
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nicht allein auf eine Verbesserung der Arbeitsbedingungen, sondern auch darauf, die 
Verhandlungsposition des Verbands qualitativ aufzuwerten (vgl. Keller 2008a: 166). 
Im Gegenzug wird die Gestaltungskompetenz der DGB-Gewerkschaften durch die 
Aufwertung der verbandlichen Anerkennung von gruppenspezifischen Gewerkschaf-
ten zunehmend ausgehöhlt. Der DGB kritisiert den Gruppenegoismus der Überbie-
tungskonkurrenten, da dieser die Solidarität unter Arbeitnehmern gefährde (vgl. Drib-
busch 2010: 17f.). Gleichwohl ist bislang kein negativer Lohneffekt auf die Restbeleg-
schaft nachgewiesen (Dribbusch 2009b: 197). Überbietungstarifverträge sind nur im 
Konflikt durchzusetzen und setzen daher eine entsprechende Organisationsmacht (Or-
ganisationsgrad, Streik- und Mobilisierungsfähigkeit) voraus (vgl. Dribbusch 2010: 8; 
Silver 2003).  

 
Unter- und Überbietungswettbewerb haben grundlegend verschiedene Konsequenzen und 
rufen bei Arbeitgebern und DGB-Verbänden jeweils unterschiedliche Reaktionen hervor 
(Dribbusch 2010: 8). Während die DGB-Gewerkschaften beide Konkurrenzformen kritisie-
ren, weil sie im Falle der Unterbietungskonkurrenz die Absenkung tariflicher Standards 
ablehnen („Dumpingtarife“) und im Falle der Überbietungskonkurrenz Mitgliederverluste 
fürchten, stehen die Arbeitgeber lediglich der Überbietungskonkurrenz ablehnend gegen-
über. Hier fürchten sie höhere Lohnkosten und eine Zunahme von Arbeitskämpfen. Dage-
gen betrachten sie Tarifabweichung und Unterbietung als legitime Formen der Kostensen-
kung. Darüber hinaus erhoffen sie sich durch die Schwächung und Verdrängung der DGB-
Gewerkschaften positive Effekte auf die Konzessionsbereitschaft der Arbeitnehmerverbän-
de insgesamt (ebd.: 9, 13).  
 
Debatte um Tarifeinheit 
 
Die Frage der Tarifkonkurrenz hat durch die 2010 erwirkten BAG-Urteile zur Tarifeinheit 
erheblich an politischer Relevanz gewonnen. Im Zentrum der öffentlichen Debatte steht die 
Annahme, dass mit diesen Urteilen die Tarifeinheit aufgehoben worden sei. Tatsächlich hat 
das BAG 2010 entschieden, dass „die Rechtsnormen eines Tarifvertrags […] unmittelbar 
gelten und diese durch das Tarifvertragsgesetz vorgesehene Geltung nicht dadurch ver-
drängt wird, dass für den Betrieb […] mehr als ein Tarifvertrag gilt“.7 Tarifkonkurrenz wird 
damit nicht länger gemäß des Prinzips der Tarifeinheit nach dem Spezialitätsprinzip aufge-
löst. Dennoch ist die Darstellung, das BAG habe die Tarifeinheit aufgehoben, verwirrend. 
Denn streng genommen ist der Grundsatz „Ein Betrieb – ein Tarifvertrag – eine Gewerk-
schaft“ nie schriftlich fixiert worden. „Es gibt sie nicht, es gibt sie immer weniger, es hat 
sie aber auch noch nie gegeben“, erklärte der Tübinger Soziologe Reinhard Bahnmüller 
bereits 2008. Gleichwohl hat das Prinzip der Tarifeinheit gleich einem Gentlemen’s Ag-
reement zwischen Arbeitgebern, Gewerkschaften und Staat jahrzehntelang das bundesdeut-
sche Tarifwesen strukturiert. Auch die Rechtsprechung des BAG selbst war dem Prinzip 
der Tarifeinheit gefolgt und hatte dieses 1989 mittels einer Grundsatzentscheidung sogar 
für verbindlich erklärt.8 2010 hat das BAG mit dieser Interpretationslinie gebrochen. Das 
Prinzip der Tarifeinheit wurde von der Arbeitsrechtsprechung zwar über viele Jahre aner-
kannt, zugleich blieb es aber juristisch umstritten (Dribbusch 2010: 13). Für Arbeitgeber 
                                                           
7 Bundesarbeitsgericht, Beschluss vom 23.06.2010, 10 AS 3/10. 
8 Bundesarbeitsgericht, Beschluss vom 14.06.1989, AP Nr. 16 zu §4 TVG Tarifkonkurrenz. 
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und Gewerkschaften besaß der Grundsatz jedoch wertvolle Vorteile. Deshalb fordern beide 
Akteure eine gesetzliche Normierung der Tarifeinheit. Dabei ist eine Auflösung des nun-
mehr existierenden Problems der Tarifeinheit bzw. der von Arbeitgebern und DGB-
Gewerkschaften gefürchteten Tarifpluralität auf drei Ebenen denkbar: Erstens durch eine 
gesetzliche Regelung, zweitens auf dem Weg der Rechtsprechung durch die Arbeitsgerichte 
oder drittens mittels Selbstregulation durch die beteiligten Akteure, also Arbeitgeberver-
bände und Gewerkschaften.  

 
 

1.2 Beruf und Berufsverbände 
 
Ungeachtet dessen, ob die Warnung vor einer Ausweitung der Tarifkonkurrenz als über-
trieben oder berechtigt betrachtet werden mag, ist eine Sache unbestritten: Das BAG-Urteil 
stärkt die kleinen Berufsgewerkschaften, die in den letzten Jahren als neue Konkurrenten 
die Arena der Tarifpolitik betreten haben – wenn auch erst im Nachhinein. Der Wandel der 
berufs- und standespolitischen Interessenverbände zu eigenständigen Tarifakteuren fand 
weit vor der arbeitsrechtlichen Aufwertung dieser Organisationen statt. Damit wird nicht 
nur die Frage nach den Gründen und Bedingungen dieser Transformation aufgeworfen, 
sondern auch danach, um welchen Organisationstyp es sich dabei handelt: Was zeichnet 
Berufsverbände aus? Welche Bedeutung hat heute noch der Beruf als Grundlage kollekti-
ven Handelns?  

 
1.2.1 Berufsbegriff im Wandel 
 
Eine nähere Betrachtung zeigt, dass der Begriff „Beruf“ heute keinen festen, allseits aner-
kannten Definitionskern mehr besitzt. Seine Bedeutung variiert im Laufe der Zeit und kul-
turell bedingt und ist darüber hinaus häufig wertend konnotiert. Begriffsgeschichtlich leitet 
sich „Beruf“ von der (göttlichen) Berufung zu einer bestimmten Aufgabe her. Im Mittelal-
ter wurde der Berufsbegriff zutiefst theologisch interpretiert: 

„Beruff, einen zu etwas beruffen, heißt nichts anders, als einen zu etwas bestimmen […]. Der 
Beruff ist also eine Pflicht, nach der wir etwas besonders in der Menschlichen Gesellschafft 
zu verrichten schuldig sind. Alle Pflichten sind von Gott […]. Der innerliche Beruf ist nichts 
anders, als diejenige Fähigkeit, welche von der Natur in uns ist gelegt worden. Daß dieser von 
Gott sei, daran können wir keinesweges zweiffeln […].“ (Zedlers Universallexicon 1731–
1754: 740) 

Die Vorstellung von einer göttlichen Vorherbestimmung (Prädestination) und Berufung 
meint, dass der Beruf eine Art „Gottesdienst im Alltag“ sei (Kirchenpostille 1522; vgl. 
bspw. Honecker 1995: 466f.). Lange wurde der Beruf als „innerweltliche Pflicht“ begriffen 
und die Erfüllung dieser Pflicht zum „einzige[n] Weg, Gott wohlzugefallen“ (Weber 1984: 
68). Der religiöse Bezug blieb somit erhalten. Durch den Beruf wird dem Menschen von 
Gott eine soziale „Stellung“ zugewiesen: „der Einzelne soll grundsätzlich in dem Beruf und 
Stand bleiben [Herv. i. O.; d. Verf.], in den ihn Gott einmal gestellt hat, und sein irdisches 
Streben in den Schranken dieser gegebenen Lebensstellung halten“ (ebd.: 71). 

In der Moderne verflüchtigte sich die christlich motivierte, theologisch reflektierte 
Konnotation des Berufsbegriffs allmählich. Stattdessen wurde der Beruf zunehmend als 
spezifische Aufgabe (lateinisch occupatio = Beschäftigung) im Rahmen einer arbeitsteili-
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gen Gesellschaftsordnung verstanden. In der kapitalistischen Gesellschaft wird der Beruf 
vor allem als Mittel des Gelderwerbs verstanden, wobei der Beruf zugleich Aufschluss über 
die gesellschaftliche Stellung und soziale Schichtzugehörigkeit gibt (vgl. Voß 1994: 132). 
„Beruf soll jene Spezifizierung, Spezialisierung und Kombination von Leistungen einer 
Person heißen, welche für sie Grundlage einer kontinuierlichen Versorgungs- oder Er-
werbschance ist“ (Weber 1980: 80). Die untrennbare Verbindung zwischen Ar-
beit(serfüllung) und Existenzsicherung bringt eine neue Kategorie ins Spiel, die nicht län-
ger auf die Sinnstiftung des Berufs ausgerichtet ist. Nur wenn die Arbeit als erfüllend, sinn-
bringend und nutzenstiftend wahrgenommen wird, ist von Beruf die Rede, wie Anfang des 
20. Jahrhunderts in einem Lexikon unter dem Stichwort „Beruf“ zu lesen ist: 

„Beruf im subjektiven Sinne die Tätigkeit, der man sich dauernd widmet und durch die man 
seinen wesentlichen Lebensunterhalt zu bestreiten sucht […]. Der B. setzt eine gewisse Ge-
eignetheit voraus und beeinflußt das Individuum nach Lebenshaltung, sozialer Stellung und 
Lebensauffassung. Der B. im subjektiven Sinne ist ohne ‚Arbeit’ schlechthin nicht denkbar; 
wohl aber ist die Arbeit eines Menschen nicht immer sein B. Die Arbeit wird zum B., wenn 
sie nicht allein um der wirtschaftlichen Erfolge willen ausgeübt wird, das heißt, wenn sie 
Freude macht.“ (Meyers Lexikon 1925: 226) 

Heute erscheinen die Grenzen des Berufsbegriffs unscharf, sodass die Bezeichnungen Be-
ruf, Arbeit, Qualifikation oder auch Erwerbstätigkeit mitunter synonym verwendet werden. 
Gleichwohl können „Arbeit“ und „Beruf“ konzeptionell unterschieden werden. Arbeit dient 
der materiellen Sicherung des Lebensunterhalts, während der Beruf zudem Aufschluss gibt 
über den Qualifikationshintergrund erwerbstätiger Personen, also über deren je spezifische 
schulische und berufliche Ausbildung, die beide der Vorbereitung auf das Erwerbsleben 
dienen. Der Lebenslauf einer Erwerbsperson unterteilt sich in die Phasen der Ausbildung, 
der Berufstätigkeit und der Nacherwerbstätigkeit bzw. des Rentenbezugs. Die berufliche 
Qualifikation, die im Rahmen der Ausbildung erworben wird, eröffnet Erwerbschancen und 
eröffnet dem Individuum somit gesellschaftliche Teilhabechancen. Das Erwerbsleben wie-
derum bildet die materielle Grundlage der Altersversorgung. Der Beruf eröffnet damit, über 
die aktive Phase der Erwerbstätigkeit hinaus, die Perspektive auf Versorgungsleistungen 
(vgl. Corsten 1995: 39).  

Der Beruf prägt und strukturiert also individuelle Lebensläufe. Daneben gibt er Auf-
schluss über die soziale Stellung eines Menschen und kann zur Identitätsbildung einer Per-
son beitragen. Aus der Sicht der Betriebe oder auch des Erwerbssystems insgesamt wird der 
Beruf als strukturierende Norm des Arbeitsmarktes verstanden. Ausgehend vom Beruf 
können Erwerbsprofile kategorisiert, Arbeitskraftbedarfe abgeschätzt und Qualifikations-
profile überdacht und notfalls novelliert werden (vgl. Tabelle 5). 

Weitergehend beeinflusst der Beruf die individuelle gesellschaftliche Stellung. Die be-
rufliche Qualifikation wird an bestimmte Leistungsvorstellungen geknüpft, die dem Berufs-
träger spezifische Fachkompetenz zuweisen. Zugleich werden dem individuellen Berufsträ-
ger bestimmte Verhaltensmuster (beruflicher Habitus) zugeschrieben, die kollektiv für die 
Gesamtheit der Berufsgruppe bzw. des Berufsstands antizipiert werden (vgl. ebd.: 42). 
Dadurch wird der Beruf zum Identifikationssymbol, das Erwerbstätige individuell spezifi-
schen, sozialen Gruppen oder auch Subkulturen zuordnet. Berufliche Fachkulturen, die sich 
innerhalb dieses Subsystems ausbilden, werden innerhalb der beruflichen Gemeinschaft 
gepflegt und – nicht selten vermittelt über Verbandsstrukturen – in die Gesamtgesellschaft 
hineingetragen. 
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Tabelle 5: Funktionen des Berufs auf der Individual-, Organisations- und 
Gesellschaftsebene 

Funktion Bezugsebene 
Erwerbsperson Betrieb (Personal) Erwerbssystem 

Erwartungs-
spezifikation 

Erwerbschance, indivi-
duelle Zugangschancen 

Leistung: Arbeitspro-
duktivität (Rekrutie-
rung) 

Wohlstand, Allokation 
der Ressource „Human-
kapital“ 

Geltungskriterien Bewährung, Karriere Fitting, Qualifikations-
profil 
(Stellenadäquanz) 

Verhältnis Arbeitsange-
bot zur -nachfrage 

Symbolisation Beruflicher Habitus Positionaler Status der 
Stelle 

Zivilisation: berufliche 
Fachkultur, Professiona-
lität 

Inklusion Berufsidentität als  
Chance der Selbstzu- u. 
Beschreibung 

Prinzipielle Mobilitäts-
chance 

Beruf als soziale Identi-
fikationsfigur (Berufs-
bild, Titel) 

Quelle: Corsten 1995: 46 

Über die Individualdimension hinaus dient der Beruf als normatives Konstrukt dazu, dass 
Unternehmen Erwerbschancen anbieten können. Aus betrieblicher Sicht dient der Beruf 
einer Senkung von Informationskosten, da ausgehend von beruflichen Qualifikationsprofi-
len Rekrutierungsbedarfe abgeschätzt und formuliert werden können. Innerhalb des Be-
triebs erlaubt der Beruf Rückschlüsse über die Stellung der erwerbstätigen Person in der 
Firmenhierarchie. Qualitäts- und Leistungsstandards, die an berufliche Profile geknüpft 
sind, bedeuten aus Arbeitgeber- ebenso wie aus Arbeitnehmersicht Erwartungssicherheit. 
Denn der Berufstitel, der mit dem erfolgreichen Abschluss der Ausbildung erworben wird, 
garantiert die Einklagbarkeit bestimmter Rechte und Erwartungen (Arbeitnehmer: Schutz-
garantien; Arbeitgeber: Verpflichtungen des Berufsinhabers) (vgl. ebd.: 46ff.). Zudem er-
öffnet der Beruf arbeitsmarktrelevante Mobilitätsmöglichkeiten (Wechsel des Unterneh-
mens über Branchen und Regionen hinweg). Bezogen auf den Arbeitsmarkt sowie das ge-
samte Erwerbssystem einer Gesellschaft, können auf Basis des Berufs volkswirtschaftliche 
Qualifikationsbedarfe abgeschätzt und festgelegt werden (Bestandsaufnahme und Bedarfs-
schätzung). Als sozio-ökonomische Norm kann ausgehend vom Beruf das Verhältnis von 
Arbeitsangebot und Arbeitsnachfrage ermittelt werden, sodass eine „spezifische Allokation 
von Humankapitalressourcen“ vorgenommen werden kann (ebd.: 47). Der Beruf erfüllt 
somit Scharnierfunktionen im Spannungsfeld zwischen individueller Person (Mensch), 
Arbeit und Gesellschaft (vgl. Bolte et al. 1970: 226). Und nicht nur das: Ausgehend von der 
Vorstellung der beruflichen Fach- und Subkulturen einer arbeitsteiligen Gesellschaft, er-
scheint der Beruf als ureigenstes Kriterium zur kollektiven Organisierung der Interessen 
von Erwerbstätigen. Gleichwohl wird dem Beruf in den Arbeitsbeziehungen eine ambiva-
lente Wertigkeit zugesprochen. Einerseits ist er als Strukturnorm des Arbeitsmarkts aner-
kannt. Duale Ausbildung und Meisterprinzip sind als Markenzeichen des deutschen Pro-
duktionsmodells untrennbar an den Berufsbegriff gebunden. Andererseits spielte der Beruf 
nach 1945 als Grundlage für eine Interessenorganisierung in den zentralen Institutionen der 
Arbeitsbeziehungen nur noch eine untergeordnete Rolle.  
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1.2.2 Beruf und Organisation 
 
Es fällt auf, dass wir vergleichsweise wenig über die Geschichte, die Entwicklung, die 
Aufgaben sowie die Strukturen der Berufs- und Standesverbände wissen. Diese Tatsache 
überrascht umso mehr, als der Beruf als Kristallisationspunkt kollektiver Interessenpolitik 
am Anfang der Gewerkschaftsbewegung stand. Die ersten Handwerker- und Arbeiterverei-
ne entstanden in den 50er- und 60er-Jahren des 19. Jahrhunderts. Die frühe Organisierung 
von Arbeitern ist die Geschichte einer lose strukturierten, dezentral organisierten Vereins-
bewegung, die sich nicht nur situativ erklärt, sondern vor allem durch die seinerzeit verfolg-
ten Bildungsabsichten und Geselligkeitsbedürfnisse (vgl. Welskopp 2000). Als Wende-
punkt gilt die Gründung des „Leipziger Fortbildungsvereins für Buchdrucker und Schrift-
setzer“ im Jahr 1862. Erstmals entstand eine „beruflich-fachliche Vereinigung mit wirt-
schaftlich-sozialer Zielsetzung“, die sich unter anderem mit der sozialen Frage beschäftigte 
(Engelhardt 1977: 155). Der Verband verstand sich als organisierter Gegenpol zu den Un-
ternehmern. Gleichwohl verfolgte der Verband keine Zielsetzungen, die auf einen Umsturz 
der bestehenden Verhältnisse gerichtet waren. Es ging darum, „organisierten Druck“ auf die 
Arbeitgeber ausüben zu können, nicht jedoch, „das Kapital“ zu entmachten (ebd.: 169). 

Nachdem der Wirkungskreis der Verbände zunächst regional begrenzt war, entstanden 
wenig später die ersten Zentralverbände. Einer der ersten war der „Allgemeine Deutsche 
Zigarrenarbeiter-Verein“ im Jahr 1865 (ebd.: 286). Bedingung für die Entstehung der Be-
rufsverbände war die vorhergehende Aufhebung des bestehenden Koalitionsverbots (1869). 
Selbstbild und Zielsetzungen der Verbände ähnelten sich. Gegenüber den Arbeitgebern 
nahmen sie eine antagonistische, jedoch nicht prinzipiell feindselige Position ein. Ein Streik 
galt als Ultima Ratio (ebd.: 181). Die explizite Distanzierung von gesellschaftlichen Um-
sturzgedanken unterschied die Berufsverbände von sozialdemokratischen und sozialisti-
schen Arbeitervereinen. Die ersten Berufsgewerkschaften standen außerhalb der deutschen 
Arbeiterbewegung. Aber auch die politisch ausgerichteten Arbeitervereine standen dem 
Gewerkschaftsgedanken skeptisch gegenüber (vgl. Welskopp 2000: 258ff.). Viele betrach-
teten die Bildung von Gewerkschaften, die sich zu dieser Zeit entlang des Berufsprinzips 
gliederten, als rückschrittlich, weil damit eine Zersplitterung der Kräfte befördert wurde.  

Die später entstehende, freie Gewerkschaftsbewegung, die sich auf Initiative der sozi-
aldemokratischen Partei herausbildete, war von Beginn an nach dem Branchenprinzip 
strukturiert. Dies geschah nicht allein aus ideologischer Überzeugung, sondern war auch 
eine Reaktion auf wirtschaftliche Strukturveränderungen. Im Zuge der Industrialisierung 
setzten sich neue, kapitalistische Produktionsformen und großbetriebliche Strukturen mit 
eigenen Formen der Arbeitsorganisation durch. Die Bedeutung der Branche als Bezugsgrö-
ße wuchs, während der Beruf als Strukturprinzip kollektiver Organisation in den Hinter-
grund trat. Auf die Phase der ersten Berufsgewerkschaften folgte eine Phase flächenüber-
greifender Organisierung, die eine bunte Vielzahl an Organisationstypen hervorbrachte. 
Das Gewerkschaftsmodell der Weimarer Zeit zerfiel in Richtungs-, Berufs- und Industrie-
verbände. Dies erschwerte zunächst die Verhandlungen mit den zentral gesteuerten Unter-
nehmer- und Arbeitgeberverbänden (vgl. Kluth 1965: 651). Im Nationalsozialismus wurden 
die Gewerkschaften schließlich aufgelöst, enteignet und wie die Arbeitgeber in die Deut-
sche Arbeitsfront (DAF) eingegliedert. Einer selbstständigen Vertretung von Arbeitnehmer-
interessen war damit jede Grundlage genommen.  
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Nach 1945 fand die Idee der Einheitsgewerkschaft in allen politischen Lagern großen 
Anklang. Nie wieder sollte eine Zersplitterung der Kräfte, die als ursächlich für den Auf-
stieg der Nationalsozialisten angesehen wurde, ermöglicht werden. Damit geriet jedoch 
nicht nur der richtungsgewerkschaftliche Gedanke in Verruf, sondern auch der Beruf als 
Organisationsprinzip ins Hintertreffen (vgl. Kapitel 1.1.1). Göttinger Soziologen vertraten 
Ende der 1990er-Jahre gar die These von der Erosion der Beruflichkeit, mit der sie eine 
weiter abnehmende Bedeutung der strukturierenden Wirkung des Berufs für den Arbeits-
markt antizipierten: „die spezifische Verbindung von (Berufs-)Fachlichkeit, sozialer Integ-
ration im Betrieb und gesellschaftlichem Status, die das traditionelle deutsche Berufskon-
zept ausgezeichnet hat, löst sich immer mehr auf und unterminiert damit das Berufskonzept 
in seiner Gültigkeit“ (Baethge/Baethge-Kinsky 1998: 469; vgl. auch Baethge et al. 1998). 
Dieser Auffassung steht allerdings entgegen, dass gerade vor dem Hintergrund der jüngsten 
Erfahrung berufsgewerkschaftlicher Überbietungskonkurrenz der anhaltend hohe Stellen-
wert des Berufs deutlich wird: Für viele Verbände war und ist der Beruf die entscheidende 
Organisationsgrundlage.  

 
1.2.3 Beruf als Macht- und Organisationsressource 
 
In Berufsverbänden können sich Beschäftigte zusammenschließen, um individuelle Dienst-
leistungen zu nutzen; sie können sich aber auch über ihren Beruf als Gemeinschaft, als 
Berufsstand identifizieren. Unterstellt wird dabei eine Vergleichbarkeit von Arbeitsbezü-
gen, von Problemlagen und Wünschen, die auf eine weitgehende Interessenhomogenität 
schließen lässt. Die Grenzen der Gemeinschaft sind exklusiv, die Gruppe dadurch trenn-
scharf nach außen abgrenzbar. Die Gruppengröße bleibt überschaubar. Ein wesentlicher 
Impuls für die Binnen- und Außenkommunikation der beruflichen Gemeinschaft geht vom 
Leistungsdiskurs aus: Innerhalb der Gruppe wird auf die Leistungen der einzelnen Mitglie-
der kraft ihres Berufs für Wirtschaft und Gesellschaft rekurriert. Die Anerkennung der 
Arbeitsleistung muss sich demnach in einer angemessenen, honorierenden Vergütung im 
Sinne einer leistungsgerechten Bezahlung niederschlagen. Die Zugehörigkeit zum Berufs-
stand wird oftmals als Ehre empfunden und erfüllt mit Stolz (Berufsethos). Das Solidarge-
fühl innerhalb des Berufsstands endet an den Grenzen der beruflichen Gemeinschaft und 
erstreckt sich exklusiv auf die Gruppenmitglieder. Die Gruppe ist sich ihrer Zusammenge-
hörigkeit und ihrer Trennung von der Außenwelt bewusst. Hier kommt das Standesbe-
wusstsein zum Tragen, das mit beruflichen Organisationen verwoben scheint. Zugleich 
kann die Identifikation mit einem Beruf als Sicherheitsperspektive im Sinne eines Kontinu-
ums konträr zu einem anhaltenden Wandel der Umwelt und gesellschaftlichen Verände-
rungsprozessen interpretiert werden. Einen wesentlichen Grund für die Organisationserfol-
ge der ersten Berufsgewerkschaften im 19. Jahrhundert sieht Kluth darin, dass der Beruf in 
einer Phase tiefgreifenden sozio-ökonomischen Wandels (Industrialisierung, Proletarisie-
rung) das einzige Dauernde sei, „das den Arbeiter mit seiner Arbeit und daher auch mit der 
Gewerkschaft verband, die seine mit dieser Arbeit verknüpften Interessen vertrat“ (Kluth 
1965: 64). 

Der Beruf kann die Basis sein für eine bestimmte Stellung innerhalb der betrieblichen 
Hierarchie. An ihr lässt sich eine bestimmte Wertigkeit ablesen, die auch Auskunft darüber 
gibt, wie wichtig die Funktion für die Aufrechterhaltung des Betriebs ist, bzw. wie leicht 
oder schwer die Person im Unternehmen ersetzbar ist. Der Grad der Substituierbarkeit einer 



30 Einleitung: Berufsgewerkschaften fordern DGB und Arbeitgeber heraus 

beruflichen Funktion für den Produktionsprozess wiederum speist sich aus zwei Quellen. 
Entweder ist die für die Erfüllung der Funktion erforderliche Qualifikation auf dem Ar-
beitsmarkt rar, weil der Erwerb des Qualifikationsprofils voraussetzungsvoll ist (an-
spruchsvolle Ausbildung). In diesen Fällen handelt es sich in der Regel um Hochqualifizier-
te, die eine hohe Arbeitsmarktmacht besitzen. Oder aber das Angebot einer bestimmten Art 
von Arbeitskraft ist auf dem Arbeitsmarkt rar. In diesen Fällen, die nicht zwingend mit 
einer hohen Qualifikation einhergehen, wird von Marktmacht gesprochen. Zusammenge-
nommen geben Marktmacht und Arbeitsmarktmacht Auskunft über die strukturelle Macht 
einer Berufsgruppe insgesamt (vgl. Silver 2003: 13f.). 

Strukturelle Macht allein sagt jedoch nichts über die Mächtigkeit einer Gruppe aus, al-
so über ihre Fähigkeit, in einer sozialen Beziehung eigene Ziele auch gegen Widerstand 
durchsetzen zu können (vgl. Weber 1980: 28). Vielmehr stellt sich hier die Frage nach der 
Organisation. Nur wenn eine Gruppe über die erforderliche Organisationsmacht verfügt, ist 
sie mobilisierungs- und somit konfliktfähig (vgl. Dribbusch 2009a: 62). Organisations-
macht wiederum verlangt etablierte Strukturen und Mitgliederstärke. Diese offenbart sich 
weniger anhand von Mitgliederzahlen als vielmehr über den Organisationsgrad. Hier kön-
nen Berufsverbände von der zumeist eher homogenen Interessenlage innerhalb einer Be-
rufsgruppe profitieren. Gleichwohl ist auch der Organisationsgrad nicht allein entscheidend. 
Darüber hinaus muss der Verband auch mobilisierungsfähig sein. Die Mitglieder müssen in 
diesem Sinne loyal untereinander bzw. gegenüber der Verbandsspitze bereit sein, für ihre 
Kollektivinteressen aktiv einzutreten. Auch hier haben Berufsverbände – mit Bezug auf 
Berufsstand und -stolz – organisationale Vorteile. 

 
 

1.3 Doppelte Integrationskrise 
 
Das Auftreten konkurrierender, berufsgewerkschaftlicher Tarifakteure ist ein eigenständi-
ges Phänomen, das für sich genommen nicht neu ist, gleichwohl heute eine andere Bedeu-
tung besitzt und mithin auch ein anderes Konfliktpotenzial darstellt. Auf die damit einher-
gehende Herausforderung haben die Gewerkschaften inzwischen reagiert. Es gab Fusionen 
zwischen Gewerkschaften (Transnet und GDBA) und gegenwärtig werden neue Hand-
lungs- und Protestformen erprobt sowie neue Bündnistaktiken austariert. Und doch scheint 
sich eine Krisenhaftigkeit neuer Qualität abzuzeichnen, die sowohl in einem Wandel der 
Gewerkschaften als auch der Berufsverbände wurzelt. Welche Auswirkungen diese Ent-
wicklung auf die Institutionen deutscher Arbeitsbeziehungen insgesamt haben wird, ist 
bislang noch ungewiss.  

Der neue Überbietungswettbewerb durch Berufsgewerkschaften offenbart Merkmale 
einer doppelten Integrationskrise. Zunächst handelt es sich um Integrationsdefizite der 
Branchengewerkschaften, die es nicht vermocht haben, bestimmte Arbeitnehmer- oder 
Berufsgruppen in ihre umfassenden Branchenstrukturen zu integrieren. Bereits kurz nach 
der Etablierung der Einheitsgewerkschaften wurde vor den Folgen einer Vernachlässigung 
beruflicher Interessen aus ideologischen Gründen gewarnt. So hat Kluth (1965) auf mögli-
che Auswirkungen einer vollständigen Abwendung der Industrieverbände vom Berufsprin-
zip hingewiesen. Eine Fixierung auf das Branchenmodell barg aus seiner Sicht die Gefahr 
einer Zersplitterung der Kräfte. So wertete er, wie viele andere Zeitgenossen damals, bereits 
das Entstehen der Deutschen Angestelltengewerkschaft (DAG), die außerhalb der DGB-


